
Mit dem dritten Rechtsmittelgrund wirft die Rechtsmittelführe­
rin dem Gericht vor, es habe die Vorschriften über die Verfol­
gungsverjährung falsch angewandt und gegen den Grundsatz 
der Bestandskraft verstoßen, indem es ihr in seinem Urteil die 
Verjährung unterbrechende Handlungen entgegenhalte, während 
aus der ursprünglichen, 1994 erlassenen Entscheidung der Kom­
mission klar hervorgehe, dass die Rechtsmittelführerin ausdrück­
lich als jemand betrachtet werde, der nicht an der Zuwiderhand­
lung beteiligt gewesen sei. 

Mit ihrem vierten Rechtsmittelgrund schließlich macht die 
Rechtsmittelführerin eine Verletzung ihrer Verteidigungsrechte 
durch das Urteil des Gerichts geltend, da es in Bezug auf die 
besonders lange Verfahrensdauer einen Begründungsmangel auf­
weise, in dessen Folge es ihr verwehrt gewesen sei, noch die 
Beweise beizubringen, die erforderlich gewesen wären, um die 
Vermutung ihrer Verantwortlichkeit zu entkräften. Außerdem 
verletze das Urteil des Gerichts die Rechtskraft des Urteils 
vom 2. Oktober 2003 (C-176/99 P, ARBED/Kommission), 
durch das die Entscheidung der Kommission für nichtig erklärt 
worden sei, soweit sie die Rechtsmittelführerin betreffe. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 
zur Durchführung der in den Artikeln 81 [EG] und 82 [EG] nieder­
gelegten Wettbewerbsregeln, ABl. 2003, L 1, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Szombathelyi Városi 
Bíróság (Ungarn), eingereicht am 8. Juni 2009 — 

Strafverfahren gegen Emil Eredics u. a. 

(Rechtssache C-205/09) 

(2009/C 205/34) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Szombathelyi Városi Bíróság 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens 

Emil Eredics u. a. 

Vorlagefragen 

1. Vor dem Hintergrund, dass Art. 10 des Rahmenbeschlusses 
eine Pflicht zur Förderung der Schlichtung zwischen Opfer 
und Täter im Strafverfahren vorsieht, möchte das vorlegende 
Gericht im Rahmen des bei ihm anhängigen Strafverfahrens 
wissen, ob eine „Person, die keine natürliche Person ist“, 
unter den Begriff „Opfer“ im Sinne des Art. 1 Buchst. a) 
des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI des Rates fällt, wobei 
eine Klarstellung und Vervollständigung des Urteils des Ge­
richtshofs vom 28. Juni 2007 in der Rechtssache Dell’Orto, 
C-467/05, angestrebt wird. 

2. Das vorlegende Gericht möchte wissen, ob der Begriff „Straf­
taten“ im Hinblick auf Art. 10 des Rahmenbeschlusses 
2001/220/JI des Rates, wonach „[d]ie Mitgliedstaaten … 
dafür Sorge [tragen], dass die Schlichtung in Strafsachen 
im Falle von Straftaten, die sie für eine derartige Maßnahme 
für geeignet halten, gefördert wird“, dahin ausgelegt werden 
kann, dass er alle Straftaten umfasst, deren gesetzlich fest­
gelegte materielle Tatbestandsvoraussetzungen im Wesentli­
chen gleichartig sind. 

3. Kann die in Art. 10 Abs. 1 des Rahmenschlusses 
2001/220/JI verwendete Formulierung „[d]ie Mitgliedstaaten 
tragen dafür Sorge, dass die Schlichtung in Strafsachen … 
gefördert wird“ dahin ausgelegt werden, dass eine Schlich­
tung zwischen Täter und Opfer mindestens bis zum Erlass 
einer erstinstanzlichen Entscheidung möglich sein muss, d. 
h. dass das Erfordernis eines Tatsachenanerkenntnisses im 
Lauf des Gerichtsverfahrens, nach Abschluss des Ermitt­
lungsverfahrens, — vorausgesetzt, alle anderen Bedingungen 
sind erfüllt — mit der Pflicht zur Förderung der Schlichtung 
vereinbar ist? 

4. Im Hinblick auf Art. 10 Abs. 1 des Rahmenbeschlusses 
2001/220/JI fragt das vorlegende Gericht, ob die Formulie­
rung „[d]ie Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die 
Schlichtung in Strafsachen im Falle von Straftaten, die sie 
für eine derartige Maßnahme für geeignet halten, gefördert 
wird“ eine Garantie enthält, dass vorbehaltlich der Erfüllung 
weiterer gesetzlicher Anforderungen ein allgemeiner Zugang 
zur Möglichkeit der Schlichtung in Strafsachen eingeräumt 
wird, ohne dass hier ein Ermessen besteht. Stehen die Re­
gelungen (Vorgaben) des o. g. Art. 10 m. a. W. einer Be­
stimmung entgegen, wonach „unter Berücksichtigung der 
Natur der Straftat, der Art der Schlichtung und der Person 
des Verdächtigen von der Durchführung des gerichtlichen 
Verfahrens abgesehen werden kann, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, dass das Gericht im Rahmen der Straf­
zumessung auf tätige Reue abstellen wird“? 

Klage, eingereicht am 9. Juni 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Slowakische Republik 

(Rechtssache C-207/09) 

(2009/C 205/35) 

Verfahrenssprache: Slowakisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: K. Simonsson und A. Tokár) 

Beklagte: Slowakische Republik
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Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Slowakische Republik dadurch, dass 
sie für die Durchführung der von Art. 3 der Richtlinie 
94/57/EG ( 1 ) vorgesehenen Überprüfungen und Besichtigun­
gen die Dienste von Gesellschaften in Anspruch genommen 
hat, die nicht anerkannt im Sinne der Art. 2 und 4 dieser 
Richtlinie sind, gegen ihre Verpflichtungen aus dieser Richt­
linie verstoßen hat; 

— der Slowakischen Republik die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Slowakische Republik habe die Dienste von Gesellschaften 
in Anspruch genommen, die keine anerkannten Klassifikations­
gesellschaften im Sinne der Richtlinie 94/57/EG seien, und habe 
nach den Informationen der Kommission die den Gesellschaften 
erteilten Aufträge nicht beendet. Außerdem bestehe die Gefahr, 
dass sich ähnliche Fälle einer unkorrekten Anwendung der 
Richtlinie 94/57/EG wie die, die dieser Klage zugrunde lägen, 
wiederholten, da die Slowakische Republik keinen angemesse­
nen rechtlichen Rahmen geschaffen habe, um in Zukunft die 
Erteilung allfälliger Aufträge an nicht anerkannte Klassifikations­
gesellschaften zu verhindern. 

( 1 ) Richtlinie 94/57/EG des Rates vom 22. November 1994 über ge­
meinsame Vorschriften und Normen für Schiffsüberprüfungs- und 
-besichtigungsorganisationen und die einschlägigen Maßnahmen 
der Seebehörden (ABl. L 319 vom 12. Dezember 1994, S. 20). 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour administrative 
d’appel de Nantes (Frankreich), eingereicht am 10. Juni 
2009 — Scott SA und Kimberly Clark SNC, jetzt 

Kimberly Clark SAS/Stadt Orleans 

(Rechtssache C-210/09) 

(2009/C 205/36) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour administrative d’appel de Nantes 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Scott SA und Kimberly Clark SNC, jetzt Kimberly 
Clark SAS 

Beklagte: Stadt Orleans 

Vorlagefrage 

Ist die mögliche Aufhebung der Bescheide über die Rückforde­
rung der Beihilfen, die die Kommission der Europäischen Ge­

meinschaften am 12. Juli 2000 als mit dem Gemeinsamen 
Markt ( 1 ) unvereinbar erklärt hat, durch ein französisches Ver­
waltungsgericht wegen Verstoßes gegen gesetzliche Formvor­
schriften in Anbetracht der Möglichkeit der zuständigen Verwal­
tungsbehörde, den Formfehler, unter dem die Entscheidungen 
leiden, zu beheben, geeignet, die sofortige und tatsächliche Voll­
streckung der Entscheidung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 12. Juli 2000 unter Missachtung von Art. 
14 Abs. 3 der Verordnung des Rates vom 22. März 1999 über 
besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 [88] 
EG-Vertrag ( 2 ) zu hindern? 

( 1 ) Entscheidung Nr. 2002/14/EG der Kommission vom 12. Juli 2000 
betreffend die von Frankreich zugunsten von Scott Paper SA/Kim­
berly-Clark gewährte staatliche Beihilfe (ABl. L 12, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über 
besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG- 
Vertrags (ABl. L 81, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Hamburg 
(Deutschland) eingereicht am 15. Juni 2009 — Barsoum 

Chabo gegen Hauptzollamt Hamburg-Hafen 

(Rechtssache C-213/09) 

(2009/C 205/37) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Hamburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Barsoum Chabo 

Beklagter: Hauptzollamt Hamburg-Hafen 

Vorlagefrage ( 1 ) 

Ist der sich aus dem Drittlands- und dem Präferenzzollsatz er­
gebende Zusatzbetrag von 222 EUR/100 kg Nettowarenge­
wicht, der für Einfuhren von haltbar gemachten Pilzen der Gat­
tung Agaricus (KN-Position 2003 10 30) erhoben wird, wegen 
eines Verstoßes gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nich­
tig? 

( 1 ) betreffend die Verordnung (EG) Nr. 1719/2005 der Kommission 
vom 27. Oktober 2005 zur Änderung des Anhangs I der Verord­
nung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und sta­
tistische Nomenklatur sowie den gemeinsamen Zolltarif (ABl. Nr. L 
286, S. 1).
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